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Mehr Geld vom Bund zur Flüchtlingsintegration erforderlich

(Hm) „Die Städte im Hessischen 
Städtetag sind fest davon überzeugt, 
dass wir alles für die schnellstmögli-
che Integration der Flüchtlinge tun 
müssen, die dauerhaft hier bleiben 
werden. Versäumnisse von heute 
können sich zu schwer beherrsch-
baren Spannungen in der Zukunft 
auswachsen. Das würde nicht nur zu 
einer kaum zu bewältigenden Belas-
tung der Haushalte der Kommunen 
führen, sondern auch den Zusam-
menhalt unseres Gemeinwesens 
gefährden. Eine solche Entwicklung 
muss unbedingt vermieden wer-
den.“ Dies sagt der Präsident des 
Hessischen Städtetages, Kassels 
Oberbürgermeister Bertram Hilgen, 
nach der Sitzung der Spitzengre-
mien des Verbandes am 24. März 
in Rüsselsheim am Main. „Deshalb 
gehen die Kommunen schon jetzt 
zum Teil bis an die Grenze ihrer fi-
nanziellen Möglichkeiten und viele 
von ihnen deutlich darüber hinaus.“

Außer um die Aufnahme, Unterbrin-
gung und Erstbetreuung von Asyl-
bewerbern geht es um Investitionen 
in Wohnraum und Städtebau, in Kin-
dertageseinrichtungen und Schul-
gebäuden, die berufliche Qualifi-
zierung inklusive Sprachförderung 
und um die erforderlichen Betriebs-
kosten im zweistelligen Milliarden-
bereich allein für Hessen. Personal 
wird auch in den Bereichen Gesund-
heit und Ordnung, Ausländer- und 
Meldebehörde etc. gebraucht. In 
einigen Städten hat sich schon jetzt 
das Personal in den Jugendämtern – 
Bereich Allgemeiner Sozialer Dienst 
– fast verdoppelt, damit die unbe-
gleiteten minderjährigen Ausländer 
kind- und jugendgerecht versorgt 
werden können. Integration ist eine 
gemeinsame Aufgabe von Bund, 
Ländern und Kommunen.

Hilgen: „Wir erwarten, dass sich 
neben dem Land Hessen auch der 
Bund angemessen an der Durch-
führung der Mammutaufgabe In-

tegration beteiligt. Angesichts der 
alleinigen Zuständigkeit für die Zu-
wanderungspolitik kommt der Bund 
mit seiner Ausgabenbeteiligung sei-
ner finanziellen Verantwortung nur 
unzureichend nach. Er übernimmt 
gerade einmal einen geringen Anteil 
an den Kosten der Unterkunft. Der 
Bund muss daher seinen Finanzie-
rungsanteil auf mindestens 50 % der 
tatsächlichen Kosten aufstocken. 
Daneben muss er die Kommunen 
bei der absehbaren Steigerung der 
Folgekosten der Zuwanderung bei 
den Leistungen nach dem SGB II 
entlasten. Wir wollen daher in ei-
nem Spitzengespräch mit dem Land 
die Position des Landes und seiner 
Kommunen abstimmen und ent-
sprechend tätig werden. Nur wer 
jetzt handelt, verpasst keine Chan-
cen für die Menschen und unsere 
Gesellschaft.“

Die Spitzengremien des Hessi-
schen Städtetages, Präsidium und 
Hauptausschuss, beschäftigten 
sich auch mit der Durchführung der 
Asylverfahrensbeschleunigungs- 
und Datenaustauschverbesse-
rungsgesetze und der Einführung 
einer Residenzpflicht: Präsidium 
und Hauptausschuss des Hessi-
schen Städtetages befürworten 
grundsätzlich eine zeitlich befris-
tete Zuweisung von Flüchtlingen in 

den ländlichen Raum mit einer ent-
sprechenden sanktionsbewehrten 
Residenzpflicht. Förderprogramme 
in diesem Zusammenhang dürfen 
aber nicht einseitig für bestimmte 
Landesregionen gelten. Im Falle ei-
ner Einführung einer Residenzpflicht 
haben Bund und Land die erforder-
lichen personellen und finanziellen 
Ressourcen zur Durchführung si-
cherzustellen.

Daneben beschäftigten sich die 
Spitzengremien des Verbandes 
noch mit weiteren wichtigen The-
men: der Fortführung des Dialog-
verfahrens mit dem Land in Sachen 
Kosteneinsparungen, der Einfüh-
rung der Fehlbelegungsabgabe ab 
Juli 2016 und einer entsprechen-
den möglichen interkommunalen 
Zusammenarbeit der kreisangehö-
rigen Ebene, dem Sicherstellungs-
auftrag für ambulante medizinische 
Versorgung, dem Verkehr in den 
Städten und Gemeinden (Regelge-
schwindigkeit und Finanzierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
sowie der Wasserrahmenrichtlinie.
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Umlagepflichtige Kommunen zahlen 2016 
eine Milliarde Euro für ihre Schulen 

(JD) Eine Milliarde Euro zahlen Hes-
sens schulumlagepflichtigen Städte 
und Gemeinden im Jahr 2016 für 
ihre Schulen. Das Schulumlageauf-
kommen steigt im Jahr 2016 gegen-
über dem Jahr 2015 um knapp 142 
Mio. Euro von gut 857 Mio. Euro auf 
knapp über 999 Mio. Euro. Nur ganz 
kleinkrämerische Rechner werden 
betonen, dass da noch eine knappe 
Million Euro an der vollen Milliarde 
fehlt. Genau sind es 999.179.244 
Mio. Euro, welche nach bisherigem 
Berechnungsstand in diesem Jahr 
durch die Schulumlage aus den ge-
meindlichen in die kreislichen Kas-
sen fließen werden.

Das ist eine Stei-
gerungsrate von 
16,6 Prozent. 
Jenseits aller 
Erklärungen für 
diese exorbitan-
te Steigerung 
der Schulumlage 
steht fest: Es sind 
die Haushalte 
der kreisangehö-
rigen Städte und 
Gemeinden, die 
dies verkraften 
müssen! Es ist 
völlig klar, dass 
eine derartige 
Haushaltsbelas-
tung durch diese immense Steige-
rung blockierend wirkt: bei man-
chen Städten auf wichtige Projekte, 
bei vielen Kommunen auf eine wei-
terreichende Konsolidierung, bei 
zahlreichen Kommunen auf beides.

Die Landkreise sind es, die für diese 
exorbitante Steigerung den Hebel 
„Schulumlage“ in der Hand halten. 
Es gehört aber zur Fairness festzu-
halten, dass die Landkreise für gut 
98 Mio. der 142-Mio.-Euro-Stei-
gerung einen guten Grund haben. 
Das Land hat die „Zuweisungen 
für Schulen“, den so genannten 
„Schullastenausgleich“, seit dem 

Ausgleichsjahr 2016 gestrichen. 
Da wir die Schulumlagen der Jahre 
2015 und 2016 realitätsnah mitei-
nander vergleichen wollen, haben 
wir daher zugunsten der Landkreise 
dem Schulumlageaufkommen 2015 
die Zuweisungen für Schulen 2015 
zuaddiert:

Selbst wenn wir aber so rechnen, 
steigt die Schulumlage landesweit 
2016 um 43,5 Mio. Euro. Das sind 
stolze 4,6 Prozent. 

Zwar führen die Landkreise auch 
dafür verschiedene Gründe auf. 
Richtig ist: auch die Landkreise be-

klagen sich zu Recht über solche 
Aufgaben, die ihnen bundes- oder 
landespolitische Entscheidungen 
auflasten. Hier ziehen wir in der 
kommunalen Familie sicher an ei-
nem Strang, um solche zusätzlichen 
Lasten gemeinsam abzuwehren.

Auffällig ist nur, wie unterschiedlich 
die Steigerungsraten in den einzel-
nen Landkreisen ausfallen. Nach 
Berechnungen des Hessischen 
Städtetages auf der Basis von Zah-
len aus dem Finanzministerium ver-
mindert sich das Schulumlageauf-
kommen unter Berücksichtigung 
der bisherigen Zuweisungen für 

Schulen in drei Landkreisen Kas-
sel (minus 6,4 Prozent), Lahn-Dill 
und Werra-Meißner (jeweils minus 
2,4 Prozent) sogar. Dagegen erhö-
hen drei Landkreise deutlich über 
Schnitt ihr Schulumlageaufkom-
men: der Landkreis Bergstraße mit 
kräftigen 6,1 Prozent, der Landkreis 
Gießen mit sehr kräftigen 10,8 Pro-
zent und der Main-Kinzig-Kreis mit 
weit überdurchschnittlichen 20,5 
Prozent. 

Um die künftige Steigerung der 
Schulumlage im Auge halten und 
die Landkreise besser untereinan-
der vergleichen zu können, wollen 

wir gemeinsame 
Kriterien für eine 
landesweite Ver-
gleichsrechnung 
entwickeln. Das 
Innenministeri-
um hat uns be-
reits signalisiert, 
dass es dies für 
den richtigen 
Weg ansieht, um 
unter den Kom-
munen zu einer 
Einigung zu kom-
men.

Eine gute Grund-
lage für mög-
lichst großen 

Frieden zwischen Landkreisen und 
den kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden hat das Innenminis-
terium unter Geltung des alten Fi-
nanzausgleichsgesetzes bis zum 
Jahr 2015 schon einmal geschaffen. 
Bis Ende 2015 galt die so genann-
te „58er-Regelung“ zur Deckelung 
von Kreis- und Schulumlage. Diese 
Regelung sollte wieder eingeführt 
werden, angepasst an die auf höhe-
rem Niveau nivellierten Steuerhebe-
sätze. Aus der 58er-Regelung sollte 
spätestens ab dem Jahr 2017 eine 
„52er-Regelung“ werden. 

Finanzen
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Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Der Innenminister muss auf Kreis- und Schulumlage wieder einen Deckel legen, damit 

diese Umlagen nicht überkochen. Das bis 2015 praktizierte Limit („58er-Regelung“) 

muss – angepasst an erhöhte Nivellierungssätze – spätestens ab 2017 wieder gelten 

(„52er-Regelung“).
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Gastbeitrag: Ein Informationsangebot mit nachhaltigem Effekt –
www.haushaltsdaten.de
Dipl.-Kfm. Sascha Alexander Wagner, Geschäftsführer im Bereich Marketing 
und Public Relations, Marktforschungsinstitut eOpinio GmbH, Gießen

(Gi) Es ist keine neue Erkenntnis, 
dass die Gegenstände politischer 
Diskussionen in der Regel komplex 
sind und eine gewisse Erfahrung im 
Umgang mit der jeweiligen Mate-
rie voraussetzen. Nichtsdestotrotz 
sieht die politische Realität in Kom-
munen häufig so aus, dass auch 
neu gewählte Mandatsträger oder 
die allgemeine Öffentlichkeit ohne 
eine entsprechende Vorbildung in 
Diskussionsprozesse eingebun-
den werden müssen. Damit eine 
politische Diskussion jedoch kon-
struktiv geführt werden kann, wird 
ein grundlegendes Verständnis des 
Diskussionsgegenstandes benö-
tigt: ein von den Beteiligten geteiltes 
Wissen um die verwendeten Begrif-
fe, Definitionen und die Sachlage. 
Dieser Grundsatz ist wahrscheinlich 
für kaum einen Themenbereich so 
zutreffend, wie für die Diskussion 
über die kommunalen Finanzen. 
Schließlich ist die Finanzierung der 
kommunalen Aufgaben die Grund-
lage einer nachhaltigen und funkti-
onierenden Kommunalpolitik. Daher 
kommt dem kommunalen Haushalt 
eine solch zentrale Bedeutung zu. 
Zum Ausdruck kommen diese Über-
legungen regulatorisch in Transpa-
renz- und Öffentlichkeitspflichten 
auf allen Ebenen des öffentlichen 
Haushaltswesens. Diese Pflichten 
können auf unterschiedliche Weise 
erfüllt werden. Den Minimalstandard 
für die öffentliche Einsicht markiert 
die Auslegung der Haushaltspläne in 
gedruckter Form während eines be-
grenzten Zeitraumes. Ergänzt wird 
dies in vielen Fällen durch einen ein-
fachen PDF-Download. Mandats-
trägern werden Haushaltspläne in 
der Regel in gedruckter Form für ihre 
Beratungen zur Verfügung gestellt. 
Das Verständnis bzw. die Interpreta-
tion des Inhaltes wird, abseits vom 
Vorbericht zum Haushaltsplan, der 
einen zusammenfassenden Über-

blick vermitteln soll, den Lesern 
meist selbst überlassen. Technische 
Angebote zur Verbesserung des 
Verständnisses oder zur Erläuterung 
von Wirkungszusammenhängen 
werden bislang nur selten genutzt. 
Und das obwohl die Möglichkeiten 
des Internets durchaus das Poten-
tial einer weiteren Zunahme des 
Verständnisses und der Transpa-
renz von Haushalten und damit einer 
entscheidenden Verbesserung der 
Haushaltsberatungen haben. 
Ein neues Angebot für hessische 
Kommunen, www.haushaltsdaten.
de, setzt genau an diesem Punkt 
an und bereitet kommunale Haus-
halte übersichtlich in digitaler Form 
auf. Interaktive Grafiken stellen den 
klassischen Haushalt mit allen Kon-
ten und Positionen entsprechend 
ihrer Größenverhältnisse dar und 
liefern so eine greifbare Vorstellung 
von Zusammenhängen. Auch der 
direkte Vergleich von Einnahmen, 
Ausgaben und Zuschussbedarfen 
wird durch den Technikeinsatz ver-
einfacht möglich. Die Visualisierun-
gen lassen sich darüber hinaus auch 
zum Vergleich zwischen Haushalts-
jahren nutzen und zeigen Entwick-
lungen über mehrere Jahre an. Ein 
weiterer Vorteil der elektronischen 

Aufbereitung durch haushaltsdaten.
de ist die Nutzbarkeit via Tablet und 
Smartphone. 
Die genannten Visualisierungen kön-
nen direkt in Sitzungen verwendet 
und papierlos genutzt werden. Ein 
Haushaltslexikon, welches Begriffe 
des Haushaltswesens in verständli-
cher Sprache erläutert, ist ebenfalls 
integriert. Sowohl dieses Lexikon als 
auch die gesamte Plattform werden 
permanent in Zusammenarbeit mit 
den Nutzern weiterentwickelt und 
in ihren Funktionen ausgebaut und 
optimiert. Aufwand auf Seiten der 
Finanzverwaltung entsteht durch 
dieses Angebot nicht, denn über 
Schnittstellen können Daten aus der 
Finanzverwaltungssoftware direkt 
eingelesen und verarbeitet werden. 
Die Kosten für dieses Angebot liegen 
zudem für die meisten Kommunen 
unter den Kosten zur Bereitstellung 
von gedruckten Haushaltsexempla-
ren.
Als Fazit empfiehlt es sich für jede 
Kommune zu prüfen, ob ein solches 
Angebot einen Mehrwert für den 
politischen Austausch bietet und es 
nicht an der Zeit ist, technische Po-
tenziale für eine bessere Darstellung 
der Haushaltsmaterie zu nutzen.
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Ausgaben für Flüchtlinge – 
wer kontrolliert eigentlich den Landesrechnungshof?

(Hm) Um die Antwort auf die Frage 
gleich vorwegzunehmen: der Hes-
sische Landtag am 13. April 2016! 
Und diese Kontrolle ist auch bitter 
notwendig, denn der Landesrech-
nungshof überschreitet doch in 
letzter Zeit zu oft seine gesetzlich 
vorgesehenen Kompetenzen, in-
dem er sachfremde Empfehlungen 
abgibt. Dort wo er sich im Rahmen 
seiner Aufgaben hält, kommt er zu 
richtigen Feststellungen: Stichwort 
Stichtagsregelung – Kosten bleiben 
deswegen über einen erheblichen 
Zeitraum völlig unberücksichtigt. 
Hier sollte ein anderes Verfahren 
eingeführt werden.

Für die Städte sind vier Punkte in der 
Anhörung zentral:
•	 Die Abrechnungsmöglichkeit  
	 muss entfristet werden. Es darf  
	 kein Festhalten an der Zwei-Jah- 
	 res-Regelung geben. Das Land ist  
	 nach Art. 137 Abs. 5 HV verpflich- 
	 tet aufgrund der Weisungsaufga- 
	 be alle den Kommunen entste- 
	 henden Ausgaben auszugleichen. 
•	 Die anfallenden Investitionskos- 
	 ten müssen von Seiten des Lan- 
	 des ausgeglichen werden. Dafür  
	 finden sich in den jetzigen Pau- 
	 schalen keine Kostenanteile.
•	 Die Personal- und Verwaltungs- 
	 kosten in allen Ämtern, die mit der  
	 Aus- und Durchführung der Auf- 
	 gabe betraut werden, müssen  
	 ausgeglichen werden. 

•	 Die Kosten kreisangehöriger Ge- 
	 meinden müssen in den Pauscha- 
	 len ihre Berücksichtigung finden,  
	 soweit sie von den zuweisenden  
	 Landkreisen nicht übernommen  
	 werden. Dazu gehören auch all  
	 jene Kosten, die dadurch entste- 
	 hen, dass Plätze vom Land be- 
� stellt, geradezu gefordert werden,  
	 die Flüchtlinge aber ausbleiben.

Das Datenaustauschverbesse-
rungsgesetz wird hier ebenfalls zu 
einer transparenteren Datenlage 
führen, zunächst schon deshalb, 
weil die Zuweisungen jetzt anhand 
der Ankunftsnummer vorgenom-
men werden können. Die Mög-
lichkeiten des Gesetzes, auch in 
elektronisch-technischer Sicht, ver-
mögen, wenn man sie denn nutzt, 
den Datenaustausch erheblich zu 
verbessern. 

Bezüglich der Äußerungen des Lan-
desrechnungshofes zur Höhe der 
am 1. Dezember 2015 erzielten Ei-
nigung zwischen Land und kommu-
nalen Spitzenverbänden bezüglich 
des Verfahrens für das Jahr 2016 hat 
der Hessische Städtetag bereits an 
anderer Stelle dargelegt, dass wir 
uns vom Landesrechnungshof mehr 
Zurückhaltung in Themenbereichen 
wünschen, in denen Sachkennt-
nis und Vergleichbarkeit von Daten 
schlicht fehlen. Die enormen Zu-
wächse der Personen (rund 42.000 

Menschen 2014; 110.000 Menschen 
2015) nach dem Landesaufnahme-
gesetz haben zu kaum beherrsch-
baren Preissteigerungen geführt, 
die berücksichtigt werden müssen, 
in der Erhebung der Daten aber noch 
nicht bekannt waren. Der Hinweis 
auf alte Datengrundlagen, die zu 
einem Zeitpunkt erhoben wurden, 
wo wesentliche Ausgaben noch gar 
nicht absehbar oder endgültig fest-
stehen und -standen, dürfte vor dem 
Hintergrund der Preissteigerungen 
in vollem Umfang entbehrlich sein.

Die Empfehlung, eine Gesundheits-
karte einzuführen, zeigt einmal mehr 
die sachliche Unkenntnis des Lan-
desrechnungshofes in dieser Mate-
rie. Auf die Notwendigkeitsprüfung 
von Kosten kann, da es sich um eine 
gesetzliche Vorgabe handelt, nicht 
verzichtet werden. Der Ausgleich 
und das Haftungsrisiko für (Fehl-)
Entscheidungen der Krankenkassen 
würden vielmehr zu weiteren unkon-
trollierten Mehrausgaben führen. 
Für die Gesundheitskosten muss es 
vielmehr eine andere Erstattungs-
regelung geben. Die überwiegen-
den anfallenden Ausgaben im Ge-
sundheitsbereich werden von den 
kreisfreien Städten und Gemein-
den getragen. Dies ist angesichts 
komplizierter Krankheitsbilder und 
psycho-sozialer Bedarfe durch die 
ankommenden Personengruppen 
nahezu unmöglich.

Bezüglich der Mehrausgaben in 
den Jahren 2008 bis 2013 haben 
die kommunalen Spitzenverbände 
mehrfach Zahlen vorgelegt, nach 
denen die kreisfreien Städte und 
Landkreise (ohne kreisangehörige 
Ebene) jedes Jahr durchschnittlich 
rund 39 Mio. EUR selbst und ohne 
Ausgleich getragen haben. Die Ab-
geltung dieser Ausgaben durch 100 
Mio. EUR ist daher ein Kompromiss, 
der angesichts der eigentlichen Kos-
tendefizite zugunsten des Landes 
äußerst moderat angesetzt wurde.©
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Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Aufstockung des bestehenden Integrationsprogramms 
„WIR“ und Fortentwicklung des Programms „Soziale Stadt“

(Hm) Die Städte in Hessen halten es 
für absolut zwingend erforderlich, 
die Anstrengungen zur Integration 
der Menschen mit Migrationshinter-
grund in die Gesellschaft zu verstär-
ken. Der Ausschuss für Soziales und 
Integration des Hessischen Städte-
tages tagte am 2. März 2016 in Drei-
eich: Die Städte sehen sich bei die-
ser Aufgabe mit Bund und Ländern 
in einer Verantwortungsgemein-
schaft und erwarten, dass Bund und 
Land Hessen auch die zusätzlichen 
Kosten durch den Flüchtlingszuzug 
für Integration und soziale Leistun-
gen in angemessener Weise mit-
tragen. Sie brauchen aber zunächst 
keine Doppelstrukturen 
und neuen Programme. 
In einem ersten Schritt 
sollten ausreichend 
hochwertige und ab-
gestimmte Sprachför-
derkonzepte zur Verfü-
gung gestellt werden und 
die Finanzausstattung 
des bestehenden 
Landesprogramms 
„WIR“ auf mindes-
tens 12 Mio. Euro aus-
geweitet werden.

Das Hessische Landes-
programm WIR zielt auf die Weiter-
entwicklung von Strukturen in allen 
öffentlichen Lebensbereichen, um 
sie auf eine vielfältiger werdende 
Gesellschaft auszurichten und um 
allen Menschen unabhängig von ih-
rer Herkunft Chancen auf Teilhabe 
zu eröffnen. Nicht nur Menschen mit 
Migrationshintergrund, auch Men-
schen mit deutschen Wurzeln sind 
gefordert, denn Integration gelingt 
nur, wenn alle Beteiligten zu einem 
gelingenden Prozess vor Ort beitra-
gen.

Daneben schlagen die Städte eine 
Gemeinschaftsinitiative Integration 
vor, die angelehnt an die Erfahrun-
gen der Bund-Länder-Initiative So-
ziale Stadt, allen Gemeinden und 

Gemeindeverbänden Unterstützung 
und finanzielle Hilfeleistung bietet, 
damit die Koordination von Staat 
und Stadt, gemeinnützigen Organi-
sationen und aktiver Bürgerschaft 
für die humanitären Notlagen sowie 
eine nachhaltige Integration besser 
gelingt.

Kontrovers wurde die Einführung 
einer Gesundheitskarte diskutiert. 
Die Städte sprechen sich derzeit ge-
gen eine landesweit verpflichtende  
 
 
 
 

 
 
 
Einführung einer Gesundheitskarte 
aus. Das derzeit beabsichtigte – den 
Vereinbarungen in NRW ähnliche – 
Verfahren lässt erhebliche Kosten-
steigerungen sowie eingeschränkte 
Steuerungs- und Kontrollmöglich-
keiten der kreisfreien Städte als zu-
ständige Kostenträger erwarten. Von 
den zunächst angenommenen Ein-
sparungs- und Verfahrensbeschleu-
nigungseffekten konnten die Städte 
keine mehr erkennen.

Das Thema der Leistungen nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch (SGB XII) für arbeitsfähige An-
gehörige eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, der Reform der 
Eingliederungshilfe wurde ebenfalls 
besprochen. Auch hier waren sich 
die Teilnehmer im Beschluss einig: 
Der Ausschuss für Soziales und Inte-
gration des Hessischen Städtetages 
fordert vom Bund eine rechtliche 
Klarstellung, dass erwerbsfähige 
Unionsbürger unter keinen Umstän-
den Leistungen des 3. Kapitels des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
erhalten können. Die Forderung ist 
notwendig, da das Bundessozial-
gericht unter Missachtung des § 23 
Abs. 3 Satz 1 SGB XII in mehreren 
Entscheidungen aus dem Jahre 
2015 einen Anspruch angenommen 

hatte. 

Der Ausschuss be-
schäftigte sich in sei-
ner umfangreichen 

Tagesordnung auch 
mit den folgenden The-

men: Reform des SGB 
VIII, Verteilung, Aufnah-

me und Versorgung 
begleiteter und unbe-
gleiteter minderjäh-

riger Ausländerinnen 
und Ausländer (umA), 

der Aufnahme und Unter-
bringung von erwachsenen 
Flüchtlingen (hier: Situation 
in den Städten, Pauschale 

nach dem Landesaufnah-
megesetz, interkommunale Zusam-
menarbeit zwischen Landkreisen 
und kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden, Arbeitsmarktförde-
rung), Einführung einer Gesund-
heitskarte für Asylsuchende, der 
Rahmenvereinbarung mit der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung 
Hessen über die zahnärztliche Ver-
sorgung der Leistungsberechtigten 
nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz (AsylbLG), der Umsetzung 
der Pflegestärkungsgesetze I und II 
in Hessen, dem Entwurf eines Ge-
setzes zur Reform der Pflegeberufe 
(Pflegeberufsgesetz), sowie der Alli-
anz für Wohnen.
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Die Konstituierung der kommunalen Organe nach der
Kommunalwahl
Ein aktualisierter Nachdruck des Beitrages aus den 
„Informationen Hessischer Städtetag“ 1-2/2011

(Gi) Nach der Kommunalwahl am 
6.3.2016 werden mit Beginn der 
neuen Kommunalwahlperiode am 
1.4.2016 die kommunalen Parla-
mente und weiteren Organe neu 
konstituiert für eine Wahlzeit von 
fünf Jahren.

Hinsichtlich der zu beachtenden 
Fristen für die konstituierenden Sit-
zungen der Gemeinde-, Stadt- und 
Kreisparlamente, Ortsbeiräte sowie 
der Verbandsvertretungen ist der 
Beginn der Wahlzeit entscheidend.

Dies bedeutet:
a) für die Gemeindevertretungen/
Stadtverordnetenversammlun-
gen:
Gemäß § 56 Abs. 1 HGO tritt die 
Gemeindevertretung zum ersten 
Mal „binnen einem Monat nach Be-
ginn der Wahlzeit“ zusammen. Die 
Ladung zu dieser ersten Sitzung 
erfolgt durch den Bürgermeister/
Oberbürgermeister (§ 56 Abs. 2 
HGO). Die am 6.3.2016 gewählten 
Gemeindevertretungen haben sich 
also
in der Zeit vom 1.4. bis 30.4.2016
zu ihrer ersten Sitzung zusammen-
zufinden.

b) für die Ortsbeiräte:
Gemäß § 82 Abs. 6 HGO tritt der neu 
gewählte Ortsbeirat zum ersten Mal 
„binnen sechs Wochen nach Beginn 
der Wahlzeit“ zusammen; die La-
dung erfolgt durch den bisherigen 
Ortsvorsteher, im Falle der ersten 
Sitzung nach Einrichtung des Orts-
beirates durch den Bürgermeister  
(§ 82 Abs. 5 Satz 2 HGO). Die kons-
tituierenden Sitzungen der Ortsbei-
räte haben danach
in der Zeit vom 1.4. bis 13.5.2016
stattzufinden.

c) für die Kreistage:
Gemäß § 32 Satz 1 HKO tritt der 

Kreistag zum ersten Mal „binnen 
zwei Monaten nach Beginn der 
Wahlzeit“ zusammen; die Ladung 
erfolgt gemäß § 22 Satz 2 HKO,  
§ 56 Abs. 2 HGO durch den Landrat. 
Demzufolge hat die konstituierende 
Sitzung
in der Zeit vom 1.4. bis 31.5.2016
zu erfolgen.

Die Tätigkeit der neu gewählten 
Gremien ist nicht davon abhän-
gig, dass über die Gültigkeit der 
Wahlen nach den Vorschriften des 
Kommunalwahlrechts bereits end-
gültig beschlossen worden ist! Das 
Kommunalwahlrecht sieht vielmehr 
ausdrücklich vor, dass die „vor der 
Rechtskraft einer Entscheidung 
über die Ungültigkeit der Wahl“ ge-
fassten Beschlüsse in ihrer Rechts-
wirksamkeit durch eine nachträg-
liche Ungültigkeitserklärung der 
Wahl nicht berührt werden (§ 29 
KWG).

Die Wahlperiode beginnt - 
was ist zu tun?
Wie schon vor fünf Jahren soll an 
dieser Stelle wiederum ein „Fahr-
plan“ vorgelegt werden, nach dem 
nach der Kommunalwahl 2016 in 
den Kommunen „gefahren“ werden 
kann.
Parteipolitische Überlegungen, 

Gespräche zwischen den Parteien 
und den neu gewählten Fraktionen, 
die Bildung dieser Fraktionen usw., 
sollen hier nur erwähnt, nicht aber 
abgehandelt, werden. Das Wahl-
ergebnis wird vorgeben, welche 
Überlegungen anzustellen sind und 
welche Entscheidungen getroffen 
werden müssen.
Abgesehen hiervon gibt das Kom-
munalverfassungsrecht bestimmte 
Angelegenheiten vor, die unabhän-
gig von dem Wahlergebnis am Be-
ginn der Wahlperiode entschieden 
werden müssen.
Wir wiederholen nachstehend im 
Wesentlichen das, was wir bereits 
in unseren INFORMATIONEN HStT 
1-2/2011 veröffentlicht hatten.

1. Die Einladung zur 
konstituierenden Sitzung
Gemäß § 56 Abs. 2 HGO hat zur 
konstituierenden Sitzung der Ge-
meindevertretung/Stadtverordne-
tenversammlung der Bürgermeis-
ter/Oberbürgermeister einzuladen. 
Dabei hat die Einladung nach § 58 
HGO die Gegenstände der „Ver-
handlung“ anzugeben. Es wird 
daher Sache des Bürgermeisters/
Oberbürgermeisters sein, sich Ge-
danken darüber zu machen, was 
in der ersten Sitzung der neu ge-
wählten Vertretungskörperschaft 
geschehen muss und geschehen 
soll. Er wird dabei Rücksprache mit 
den aufgrund der Wahl in der neuen 
Vertretungskörperschaft vertrete-
nen politischen Parteien und Grup-
pierungen nehmen, auch wenn er 
daran nicht gebunden ist. Die Mehr-
zahl der nachstehend aufgeführten 
Verhandlungsgegenstände hängt 
nämlich davon ab, ob und inwieweit 
die neuen Fraktionen (§ 36 a HGO) 
bereit und in der Lage sind, über 
den Akt der Konstituierung hinaus 
schon Entscheidungen zu treffen.
Nachstehend wird vorausgesetzt, 
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Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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dass eine weitgehende Abklärung 
im Vorfeld stattgefunden hat, so 
dass bereits in der konstituierenden 
Sitzung zügig ans Werk gegangen 
werden kann!

2. Eröffnung der Sitzung
Nach der Kommunalwahl ist kein 
Vorsitzender der Gemeindever-
tretung vorhanden, so dass es zu-
nächst Sache des Einladenden ist, 
die Sitzung zu eröffnen, um dann 
das Verfahren der Konstituierung 
einzuleiten. Gemäß § 56 Abs. 2 HGO 
begrüßt daher der Bürgermeister/
Oberbürgermeister die zur ersten 
Sitzung der Gemeindevertretung 
erschienenen Mitglieder der Vertre-
tungskörperschaft (§ 49 HGO). Ge-
mäß § 59 HGO ist auch der Gemein-
devorstand/Magistrat anwesend, 
und zwar sowohl die hauptamtli-
chen Mitglieder als auch die an sich 
nur für die Dauer der Wahlperiode 
gewählten ehrenamtlichen Mitglie-
der; letztere führen jedoch gemäß  
§ 41 Satz 1 HGO „die Amtsgeschäf-
te weiter“, bis ihre Nachfolger das 
Amt antreten, sofern die Gemein-
devertretung nichts Gegenteiliges 
beschließt.
Auf eine Besonderheit soll hier 
schon hingewiesen werden. Die eh-
renamtlichen Beigeordneten wer-
den vielfach in der Kommunalwahl 
als Kandidaten für die Gemeinde-
vertretung aufgetreten und in die 
Gemeindevertretung gewählt wor-
den sein. Zwar bestimmt § 65 Abs. 2 
HGO, dass Mitglieder des Gemein-
devorstandes nicht gleichzeitig Ge-
meindevertreter sein dürfen, jedoch 
gilt in der Übergangszeit eine Aus-
nahme: Mitglieder des Gemeinde-
vorstandes, die gemäß § 41 HGO 
die Amtsgeschäfte weiterführen, 
können zugleich Gemeindevertreter 
sein.

3. Feststellung der 
Beschlussfähigkeit
Ohne Beschlussfähigkeit gibt es 
kein handlungsfähiges gemeindli-
ches Organ, sieht man einmal von 
der Besonderheit im Falle wieder-
holter Beschlussunfähigkeit gemäß 
§ 53 Abs. 2 HGO ab. Deshalb ge-
hört es auch zur Aufgabe des Bür-

germeisters/Oberbürgermeisters, 
zunächst einmal gemäß § 53 Abs. 
1 Satz 2 HGO die Beschlussfähig-
keit des Gremiums festzustellen. In 
dieser Frage gibt es einen „kleinen“ 
Meinungsstreit. Nach anderer An-
sicht gehört die Feststellung der Be-
schlussfähigkeit zu den Aufgaben 
des Vorsitzenden des Gremiums, 
also im Falle der konstituierenden 
Sitzung zur Aufgabe des „vorläu-
figen Vorsitzenden“, dem „Alters-
vorsitzenden“. Es dürfte allerdings 
unschädlich sein, wenn der „Alters-
vorsitzende“ eine vom Bürgermeis-
ter/Oberbürgermeister schon ein-
mal festgestellte Beschlussfähigkeit 
erneut feststellt, nachdem er den 
Vorsitz übernommen hat.
Ist die Beschlussfähigkeit gegeben, 
kann die Sitzung ihren weiteren Ver-
lauf nehmen; andernfalls wäre die 
Sitzung abzubrechen und zu einer 
erneuten Sitzung einzuladen (§ 53 
Abs. 2 HGO).

4. Feststellung des 
„Alterspräsidenten“
Nach der Begrüßung und Feststel-
lung der Beschlussfähigkeit ermit-
telt der Bürgermeister/Oberbürger-
meister gemäß § 57 Abs. 1 Satz 3 
HGO „das an Jahren älteste Mitglied 
der Gemeindevertretung“. Dies ist 
notwendig, da aufgrund der zitierten 
Vorschrift die Sitzung der Gemein-
devertretung bis zur Wahl des/der 
Vorsitzenden zunächst von einem 
„Altersvorsitzenden“ zu leiten ist, an 
den dann der Bürgermeister/Ober-
bürgermeister die Sitzungsleitung 
übergibt.

5. Wahl des Vorsitzenden/
Stadtverordnetenvorstehers
Nach Feststellung der Beschluss-
fähigkeit ist die Wahl des Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung/des 
Stadtverordnetenvorstehers vorzu-
nehmen (§ 57 Abs. 1 Satz 1 HGO). 
Erst mit dieser Wahl und der Annah-
me der Wahl durch den gewählten 
Vorsitzenden hat sich die Gemein-
devertretung/Stadtverordnetenver-
sammlung „konstituiert“ (vgl. Hess-
VGH in ESVGH Bd. 16 S. 198).

a) Die Wahl des Vorsitzenden der 

Gemeindevertretung erfolgt nach 
den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl (§ 55 Abs. 3 und 5 HGO).
Die Wahlvorschriften des Kommu-
nalwahlrechts (KWG und KWO) fin-
den gemäß § 55 Abs. 4 HGO nur bei 
den Wahlen entsprechende Anwen-
dung, die nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl vorzunehmen 
sind. Gegen eine Anlehnung an die 
Vorschriften des Hessischen Kom-
munalwahlgesetzes bestehen aber 
keine Bedenken, sofern die Beson-
derheiten des Mehrheitswahlrechts 
nicht übergangen werden.

b) Da gemäß § 61 Abs. 2 HGO die 
über die Sitzung anzufertigen-
de Niederschrift auch von einem 
Schriftführer zu unterzeichnen ist, 
diese aber erst nach der Konstitu-
ierung gewählt werden können, bie-
tet es sich an, zunächst „vorläufige 
Schriftführer“ durch den „Altersprä-
sidenten“ bestimmen zu lassen.

c) Nun erfragt der „Alterspräsident“ 
die Wahlvorschläge für die Position 
des Vorsitzenden/Stadtverordne-
tenvorstehers (§ 55 Abs. 3 HGO). 
Es entspricht parlamentarischen 
Gepflogenheiten, dass den Vorsit-
zenden jeweils die stärkste Fraktion 
stellt, so dass hier zumeist nur ein 
Wahlvorschlag unterbreitet wird. 
Es können aber auch mehrere Vor-
schläge gemacht werden.

d) Anschließend ist in die Wahlhand-
lung einzutreten. Gemäß § 55 Abs. 
3 HGO „wird schriftlich und geheim 
aufgrund von Wahlvorschlägen aus 
der Mitte der Gemeindevertretung“ 
gewählt. Der „Alterspräsident“ 
wird jedoch zunächst das Plenum 
befragen, ob jemand dagegen Wi-
derspruch erhebt, dass von diesem 
Grundsatz abgesehen und allein 
durch Zuruf oder Handaufheben 
abgestimmt wird, wie dies § 55 Abs. 
3 Satz 2 erster Halbsatz HGO er-
laubt. Widerspricht niemand, kann 
entsprechend verfahren werden. 
Widerspricht allerdings auch nur ein 
Mitglied der Gemeindevertretung, 
so ist die Wahl „schriftlich und ge-
heim“ durchzuführen. Es werden 
daher dann Stimmzettel anzufer-
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tigen sein, auf denen die Wahlvor-
schläge aufgeführt sind, auf denen 
also die Namen der vorgeschlage-
nen Personen verzeichnet sind. Da 
es sich um eine Mehrheitswahl han-
delt, ist auch die Möglichkeit einer 
„Nein-Stimme“ vorzusehen, da nur 
dann festgestellt werden kann, ob 
die gemäß § 55 Abs. 5 HGO erfor-
derliche Stimmenmehrheit - „mehr 
als die Hälfte der gültigen Stimmen“ 
- erreicht ist; dies gilt auch dann, 
wenn durch Zuruf oder Handaufhe-
ben abgestimmt wird, und zwar ist 
dann nach den „Gegenstimmen“ zu 
fragen. Stimmenthaltungen sind in 
jedem Fall ungültige Stimmen!
Sollte ausnahmsweise bei der ers-
ten Abstimmung die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht erreicht 
werden, so gilt folgendes: War nur 
ein Bewerber vorgeschlagen, so ist 
die Wahl ergebnislos beendet, und 
es ist eine erneute Wahl anzusetzen. 
Sind hingegen mehrere Bewerber 
vorgeschlagen worden, von denen 
keiner die erforderliche Stimmen-
mehrheit erhalten hat, so ist gemäß 
§ 55 Abs. 5 Satz 2 ff. HGO zu ver-
fahren.

e) Bei einer erfolgreichen Wahl stellt 
der „Alterspräsident“ das Ergebnis 
fest und befragt den Gewählten, ob 
er die Wahl annimmt.

6. Der Vorsitzende übernimmt
Der die Wahl annehmende Gewähl-
te übernimmt daran anschließend 
den Vorsitz und leitet von nun an die 
Sitzung der Gemeindevertretung 
(§§ 57, 58 Abs. 4 HGO).
Damit hat sich die Vertretungs-
körperschaft konstituiert. Die 
nachstehenden Angelegenheiten 
müssen nicht in der ersten Sitzung 
abgewickelt werden, lediglich die 
Beschlussfassung über Einsprüche 
sowie über die Gültigkeit der Wahl  
(§ 26 KWG) soll in der ersten Sitzung 
nach der Wahl getroffen werden  
(§ 57 KWO). Kann dies nicht erfol-
gen, so hat dies keine rechtlichen 
Konsequenzen; andererseits kön-
nen schwierige Fälle auch dazu 
zwingen, zunächst einmal eine nä-
here Prüfung vorzunehmen. Im letz-
teren Falle sieht § 57 Abs. 2 KWO 

ausdrücklich vor, dass zur Vorprü-
fung ein „Wahlprüfungsausschuss“ 
gewählt werden soll, um nach Mög-
lichkeit in der nächsten Sitzung der 
Vertretungskörperschaft die Ent-
scheidung nachholen zu können.
Bereits in der konstituierenden Sit-
zung wählt gemäß § 57 Abs. 1 HGO 
die Gemeindevertretung aber auch 
„einen oder mehrere Vertreter“ des 
Vorsitzenden; die Zahl der Stellver-
treter bestimmt die Hauptsatzung. 
Es könnte politischer Wille sein, die 
Zahl der Stellvertreter zu verändern, 
so dass erst die Hauptsatzung ge-
ändert werden müsste. Gleichwohl 
kann die Wahl der Stellvertreter 
schon in der ersten Sitzung und 
vor Änderung der Hauptsatzung 
vorgenommen werden, sofern die 
Zahl der Stellvertreter erhöht wer-
den soll; in einem solchen Fall muss 
der Wahlvorschlag entsprechend 
viele Bewerber enthalten, so dass 
dann nach der Erhöhung der Zahl 
der Stellvertreter gemäß § 55 Abs. 
1 HGO eine Neuberechnung der 
Stellenverteilung auf die einzelnen 
Wahlvorschläge unter Berücksichti-
gung der erhöhten Zahl der Stellen 
vorgenommen werden kann. Soll 
hingegen die Zahl der Stellvertre-
ter verringert werden, so ist von der 
Wahl der Stellvertreter abzusehen 
und zunächst die Hauptsatzungsän-
derung durchzuführen und in Kraft 
treten zu lassen!

7. Wahl der stellvertretenden 
Vorsitzenden
a) Wird nur ein stellvertretender 
Vorsitzender gewählt, so erfolgt die 
Wahl nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl; insoweit kann auf 
Ziff. 4 dann verwiesen werden. Dies 
ist allerdings die Ausnahme, die Re-
gel wird sein, dass mehrere Stellver-
treter bestellt werden sollen. Deren 
Wahl erfolgt gemäß § 55 Abs. 1, 2 
und 4 HGO nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl unter entspre-
chender Anwendung der Vorschrif-
ten des Hessischen Kommunal-
wahlgesetzes (KWG).
Zu beachten ist, dass gemäß § 55 
Abs. 4 Satz 1 HGO § 22 Abs. 4 KWG 
dann keine Anwendung findet, wenn 
lediglich zwei Stellen zu besetzen 

sind, wenn also lediglich zwei stell-
vertretende Vorsitzende zu wählen 
sind.
Die Aufgaben des Wahlleiters wer-
den von dem Vorsitzenden der Ge-
meindevertretung wahrgenommen 
(§ 55 Abs. 4 letzter Satz HGO).

b) Wahlhelfer/Stimmenzähler be-
stellt der Vorsitzende zu seiner Un-
terstützung, die dann auch bei der 
Ermittlung des Wahlergebnisses 
tätig werden.

c) Nunmehr bittet der Vorsitzende 
um Wahlvorschläge (§ 55 Abs. 3 Satz 
1 HGO) und nimmt sie entgegen.

d) Sofern nur ein Wahlvorschlag vor-
gelegt wird, kann gemäß § 55 Abs. 2 
HGO verfahren werden. Es genügt 
dann der einstimmige Beschluss 
der Gemeindevertretung über die 
Annahme dieses Wahlvorschlages, 
wobei Stimmenthaltungen uner-
heblich sind. Es dürfen allerdings 
keine Nein-Stimmen abgegeben 
worden sein, wenn die „Einstim-
migkeit“ festgestellt werden soll. 
Ist dies nicht möglich, ist (wie bei 
Vorliegen mehrerer Wahlvorschlä-
ge) eine förmliche Wahl gemäß § 55 
Abs. 3 und 4 HGO durchzuführen. 
Gemeinsame Wahlvorschläge sind 
zulässig.

e) Für die Stimmabgabe bei einer 
förmlichen Wahlhandlung sind ent-
sprechende Stimmzettel anzufer-
tigen, die den Anforderungen des 
Kommunalwahlrechts genügen 
müssen. In den Stimmzetteln sind 
also die „zugelassenen Wahlvor-
schläge“ unter Angabe des Namens 
oder des Kennwortes der Vorschla-
genden entsprechend § 16 KWG/ 
§ 27 KWO anzugeben. Auf diese 
Vorschriften wird der Einfachheit 
halber verwiesen. Nunmehr kann 
die Wahlhandlung erfolgen, an die 
sich dann die Auszählung der Stim-
men und die Feststellung des Wahl-
ergebnisses anschließen. Der Vor-
sitzende befragt die Gewählten, ob 
sie die Wahl annehmen.

8. Wahl der Schriftführer
Gemäß § 61 Abs. 2 HGO hat die 
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1Irrig geht der HessVGH (Beschluss vom 11.1.2000 – 8 TZ 4278/99 – in ESVGH 50, 170) davon aus – und wirft seine eigene jahrzehntelange Rechtsprechung bei-
seite?! –, dass diese Formulierung beinhalte, dass dabei auch solche „Unregelmäßigkeiten“ zu berücksichtigen seien, die nicht innerhalb der Einspruchsfrist im 
Wege eines Einspruches gerügt worden sind. Das Gesetz geht vom „Anfechtungsprinzip“ (so auch HessVGH noch elf Monate vorher: Urteil vom 25.2.1999 – 8 UE 
4368/98 – u. a. in ESVGH 49, 167) aus. Eine Wahlprüfung quasi von Amts wegen findet nicht statt.
Seit der Kommunalwahl 2006 gilt das neue Wahlprüfungsrecht aufgrund des Gesetzes vom 21.3.2005 (GVBl. I S. 218): a) Für Einsprüche gegen die Gültigkeit 
der Wahl bedarf es eines Quorums gem. § 25 Abs. 1 Satz 2 KWG, sofern nicht die Verletzung eigener Rechte geltend gemacht wird. b) Sind im Wahlverfahren 
Unregelmäßigkeiten oder strafbare oder gegen die guten Sitten verstoßende Handlungen, die das Wahlergebnis beeinflussen, vorgekommen, bei denen nach 
den Umständen des Einzelfalls eine nach der Lebenserfahrung konkrete Möglichkeit besteht, dass sie auf die Verteilung der Sitze von entscheidendem Einfluss 
gewesen sein können, so ist die Wiederholung der Wahl anzuordnen (§ 26 Abs. 1 Nr. 2 KWG).

Gemeindevertretung einen oder 
mehrere Schriftführer zu wählen, 
die die Niederschrift anfertigen und/
oder unterzeichnen. Die Wahl zum 
Schriftführer erfolgt nach den Be-
stimmungen des § 55 HGO, also 
entweder nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl, wenn mehrere 
Personen zu bestellen sind, oder 
aber nach Mehrheitswahlrecht, 
wenn nur eine Person gewählt wer-
den soll. Als Besonderheit ist hier 
zu beachten, dass zu Schriftführern 
nicht nur die Mitglieder der Gemein-
devertretung, sondern auch Bürger 
und ferner Gemeindebedienstete 
gewählt werden können, wobei die 
Wahl der zuletzt genannten Perso-
nengruppe nicht davon abhängig 
ist, dass sie Wohnsitz in der Ge-
meinde hat (§ 61 Abs. 2 Satz 2 HGO).

9. Beschlussfassung 
über die Hauptsatzung
Sofern daran gedacht ist, Hauptsat-
zungsänderungen vorzunehmen, 
wären sie nach Möglichkeit jetzt 
vorzunehmen. Zu denken ist hier
•	 an die Neufestlegung der Zahl der  
	 stellvertretenden Vorsitzenden  
	 (§ 57 Abs. 1 Satz 2 HGO).
•	 an die Erhöhung der Zahl der eh- 
	 renamtlichen Beigeordneten (§ 44  
	 Abs. 2 HGO); eine Verringerung  
	 der Zahl ist gem. § 44 Abs. 2 Satz 5  
	 HGO vor der Wahl der Beige- 
	 ordneten nur innerhalb von sechs  
	 Monaten nach Beginn der Wahl- 
	 zeit, also bis zum 1.10.2016, mög- 
	 lich.
•	 an die Neubestimmung der Zahl  
	 der hauptamtlichen Beigeordne- 
	 ten (§ 44 Abs. 2 Satz 2 HGO).

10. Beschlussfassung über die 
Geschäftsordnung (einschließlich 
Ortsbeiräte)
Die neu gewählte Vertretungskör-
perschaft wird auch darüber zu 

entscheiden haben, ob sie die Ge-
schäftsordnung (§ 60 HGO) unver-
ändert übernimmt oder aber Rege-
lungen ändern will. Gegebenenfalls 
kann mehr oder weniger deklarato-
risch beschlossen werden, dass die 
bisherige Geschäftsordnung weiter 
bestehen soll.

11. Bildung von Ausschüssen
a) Welche Ausschüsse gemäß § 62 
HGO gebildet werden sollen, ist neu 
festzulegen. Nur die Bildung eines 
„Finanzausschusses“ ist durch § 62 
Abs. 1 Satz 2 HGO vorgeschrieben.
b) Zugleich mit der Bestimmung, 
welche Ausschüsse eingerichtet 
werden sollen, ist darüber zu ent-
scheiden, wie viele Mitglieder ein 
Ausschuss jeweils haben soll.
Das Vorstehende kann durch ent-
sprechenden Beschluss der Ge-
meindevertretung (§ 54 Abs. 1 HGO) 
bestimmt werden.

c) Ebenso kann beschlossen wer-
den, dass die Ausschüsse nicht 
durch Wahl der Mitglieder (§ 55), 
sondern durch Benennung der ein-
zelnen Mitglieder durch die Frakti-
onen besetzt werden sollen (§ 62 
Abs. 2 HGO). Entscheidet sich die 
Gemeindevertretung nicht für das 
Benennungsverfahren, so ist auf-
grund der gesetzlichen Regel die 
Wahl der Ausschussmitglieder nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl 
(§ 55 HGO) vorzunehmen. Gemäß 
der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 9.12.2009 
ist bei der Besetzung der Ausschüs-
se darauf zu achten, dass diese ein 
Spiegelbild der Mehrheitsverhältnis-
se in der Gemeindevertretung abbil-
den. Da gemeinsame Wahlvorschlä-
ge verschiedener Fraktionen das 
Abweichen von der Spiegelbildlich-
keit ermöglichen, sind gemeinsame 
Wahlvorschläge unzulässig.

d) So weit gewollt, kann in die-
sem Zusammenhang auch eine 
Entscheidung durch Beschluss 
getroffen werden, welche Angele-
genheiten oder bestimmten Arten 
von Angelegenheiten welchem Aus-
schuss widerruflich zur endgültigen 
Beschlussfassung übertragen wer-
den (§§ 50 Abs. 1, 62 Abs. 1 Satz 3 
HGO).
12. Beschlussfassung über 
die Gültigkeit der Wahl
Wie oben schon eingeschoben, hat 
die Vertretungskörperschaft auch 
über Einsprüche gegen die Kommu-
nalwahl und über die Gültigkeit der 
Wahl  selbst Beschluss zu fassen 
(§ 26 KWG, § 57 KWO). Soweit dies 
angängig ist, ist diese Entscheidung 
in der ersten Sitzung der Gemeinde-
vertretung zu treffen. Sollte dies ins-
besondere wegen der Schwierigkeit 
der zu prüfenden Beanstandungen 
nicht möglich sein, bietet es sich 
u.U. an, einen besonderen Wahl-
prüfungsausschuss zu bilden oder 
einen schon gebildeten Ausschuss 
mit dieser Aufgabe zu betrauen, 
damit dann aufgrund einer entspre-
chenden Vorbereitung in der zwei-
ten Sitzung die Beschlussfassung 
nach § 26 KWG nachgeholt werden 
kann.

13. Wahl der ehrenamtlichen 
Beigeordneten
Die ehrenamtlichen Mitglieder des 
Gemeindevorstandes/Magistrats 
sind gemäß § 39 Abs. 3 HGO jeweils 
für die Wahlzeit der Gemeindever-
tretung gewählt. Es ist daher zu 
Beginn der neuen Wahlperiode eine 
Neuwahl der ehrenamtlichen Beige-
ordneten durchzuführen.
Die Zahl der zu wählenden ehren-
amtlichen Beigeordneten folgt aus 
der Hauptsatzung (§ 44 Abs. 2 HGO) 
bzw. mangels einer entsprechenden 
Hauptsatzungsregelung aus dem 
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Gesetz selbst (§ 44 Abs. 2 Satz 2 
HGO). Während eine Herabsetzung 
der Zahl der ehrenamtlichen Beige-
ordnetenstellen nur „vor der Wahl 
der Beigeordneten innerhalb von 
sechs Monaten nach Beginn der 
Wahlzeit der Gemeindevertretung“ 
zulässig ist (§ 44 Abs. 2 Satz 5 HGO), 
kann die Zahl der ehrenamtlichen 
Beigeordneten jederzeit erhöht wer-
den. Im Hinblick auf die Vorschrift 
über das Nachrücken gemäß § 55 
Abs. 1 Satz 3 HGO kann die Wahl 
der ehrenamtlichen Beigeordneten 
unbeschadet einer Erhöhung der 
Zahl durch Hauptsatzungsände-
rung schon jetzt erfolgen. Dabei ist 
zu beachten, dass in den Fällen, in 
denen die Position des „Ersten Bei-
geordneten“ ehrenamtlich verwaltet 
wird, Erster Beigeordneter der ers-
te Bewerber desjenigen Wahlvor-
schlags sein wird, der die meisten 
Stimmen erhalten hat.
Im Übrigen erfolgt die Wahl der eh-
renamtlichen Beigeordneten nach 
den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl, so dass auch hier auf die Aus-
führungen unter Ziff. 7 verwiesen 
werden kann, mit Ausnahme des 
Prinzips der Spiegelbildlichkeit, 
welches nach der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 28.4.2010 keine Berücksichti-

gung bei der Wahl des Gemeinde-
vorstands/Magistrats findet. Von 
Bedeutung ist die Vorschrift des  
§ 22 Abs. 4 KWG! Danach erhält der 
Wahlvorschlag, auf den mehr als die 
Hälfte der Stimmen entfallen sind, in 
jedem Fall auch mehr als die Hälfte 
der zu vergebenden Sitze.

14. Einführung und Verpflichtung 
der ehrenamtlichen Beigeordne-
ten
Gemäß § 46 HGO sind die neu ge-
wählten ehrenamtlichen Beigeord-
neten „spätestens sechs Monate 
nach ihrer Wahl von dem Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung in öf-
fentlicher Sitzung in ihr Amt einzu-
führen und durch Handschlag auf 
die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu verpflichten“. Es bietet 
sich an, diese Amtseinführung un-
mittelbar im Anschluss an die Wahl 
selbst schon vorzunehmen, wenn 
dies in der Einladung und in der Ta-
gesordnung vorgesehen worden 
ist. Soweit Gemeindevertreter zu 
ehrenamtlichen Beigeordneten ge-
wählt worden sind, haben sie vor der 
Amtsübernahme (nicht schon vor 
der Wahl) auf das Mandat als Ge-
meindevertreter entsprechend den 
Vorschriften des § 33 KWG gegen-
über dem Wahlleiter der allgemei-

nen Kommunalwahl auf das Mandat 
schriftlich zu verzichten; damit die-
ser Verzicht wirksam wird, hat der 
Wahlleiter dies förmlich festzustel-
len. Erst danach ist im Hinblick auf 
§ 65 Abs. 2 HGO die Übertragung 
des Amtes als ehrenamtlicher Bei-
geordneter möglich, da nach dieser 
Vorschrift „die Mitglieder des Ge-
meindevorstands nicht gleichzeitig 
Gemeindevertreter sein dürfen“.
Im Anschluss an die Amtseinfüh-
rung und Verpflichtung haben die 
Ernannten den gemäß § 47 Hessi-
sches Beamtengesetz abzuleisten-
den Diensteid vor dem Vorsitzenden 
der Gemeindevertretung abzulegen 
(§ 3 Abs. 2 der Kommunalen Dienst-
aufsichtsverordnung vom 10.8.1998 
- GVBl. I S. 306 -).

15. Die Sacharbeit kann beginnen 
– auch schon nach der Konstituie-
rung!
Dass weitere Sachpunkte bereits 
in der konstituierenden Sitzung ab-
gehandelt werden, ist zwar zuläs-
sig, wenn sie in der Tagesordnung 
aufgeführt sind oder aber gemäß  
§ 58 Abs. 2 HGO noch zusätzlich auf 
die Tagesordnung gesetzt werden, 
jedoch entspricht dies nicht der 
Übung. In diesem Fall gilt allerdings: 
Die Sacharbeit kann beginnen!

(Gi) Die Europäische Union stellt ei-
nen großen Teil ihres Haushalts für 
Förderprogramme zur Verfügung, 
um in den unterschiedlichsten Ar-
beits- und Lebensbereichen Maß-
nahmen von Kommunen, Unterneh-
men, Universitäten, Vereinen und 
anderen Akteuren zu unterstützen. 
Die Gelder fließen einerseits in die 
großen Struktur- und Kohäsions-
fonds, die auf nationaler bzw. regi-
onaler Ebene von den Mitgliedstaa-
ten selbst verwaltet werden und 
andererseits in die EU-Aktionspro-
gramme, die zentral von der Europä-
ischen Kommission verwaltet wer-
den. Vor allem Projektträger in den 
Bereichen Kultur, Umwelt, Bildung 

„Brüsseler Fördertöpfe für hessische Städte“
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und Forschung können hier von eu-
ropäischen Geldern profitieren. 
Die Vielzahl der verschiedenen 
Fördermöglichkeiten und die ver-
schiedentlich nicht vorhandene 
Übersichtlichkeit deren Zielrichtung 
erschweren die Suche nach geeig-
neten EU-Fördermitteln. Deshalb 
begrüßen und unterstützen wir als 
Hessischer Städtetag das Enga-
gement der Hessischen Landesre-
gierung, Brüsseler Fördertöpfe für 
kommunale Akteure durch Informa-
tion leichter erreichbar zu machen. 
Die neu erschienene Broschüre 
„Brüsseler Fördertöpfe für Projekte 
vor Ort“ informiert über ausgewählte 
EU-Aktionsprogramme, die beson-
ders für die kommunale Ebene von 
Interesse sind. Städte, Gemeinden 
und Landkreise können sich hier um 
einen Zuschuss für ihre Vorhaben 
bewerben.

„Europa für Bürgerinnen 
und Bürger“
Das Programm „Europa für Bürge-
rinnen und Bürger“ soll dazu bei-
tragen, den Menschen in Europa 
ein besseres Verständnis der Euro-
päischen Union und der politischen 
Entscheidungsprozesse zu ver-
mitteln sowie deren Bewusstsein 
für die gemeinsame europäische 
Geschichte und die gemeinsamen 
Werte in Europa zu stärken. Hier 
werden unter anderem grenzüber-
greifende Bürgerbegegnungen und 
Vernetzungsprojekte im Rahmen 
kommunaler Partnerschaften sowie 
Geschichts- und Erinnerungspro-
jekte gefördert.

„Eramus+“
Die Kompetenzen und die Beschäf-
tigungsfähigkeit junger Menschen 
in Europa zu verbessern sowie Stu-
dienaufenthalte und Begegnungen 
junger Menschen zu fördern, ist 
Ziel des Programms „Erasmus+“. 
Durch die Förderung von Wissens-
austausch soll es außerdem einen 
Beitrag zur Modernisierung der Bil-
dungssysteme und der Kinder- und 
Jugendhilfe leisten. Das Programm 
umfasst die Bereiche Hochschule, 
Schule, Berufs- und Erwachsenen-
bildung, Jugend und Sport. 

Die Europäische Kommission för-
dert im Rahmen dieses Programms 
unter anderem grenzübergreifende 
Jugendbegegnungen, die Schulung 
und Vernetzung von Jugendarbei-
tern, strategische Partnerschaften 
in den Bereichen allgemeine und 
berufliche Bildung sowie Jugend, 
aber auch europäische Sportveran-
staltungen. 

Programm für Beschäftigung und 
soziale Innovation
Das Programm für Beschäftigung 
und soziale Innovation strebt eine 
hochwertige und nachhaltige Be-
schäftigung, einen angemessenen 
und fairen Sozialschutz, die Be-
kämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung sowie die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen 
in Europa an. Zu den förderbaren 
Maßnahmen in kommunalen Be-
reichen zählen neben analytischen 
Tätigkeiten unter anderem auch Ak-
tivitäten zum gegenseitigen Lernen, 
die Verbreitung bewährter Verfahren 
in den genannten Bereichen sowie 
Informations- und Kommunikati-
onstätigkeiten zur Sensibilisierung 
für die Vorteile geografischer und 
beruflicher Mobilität.

„Life“
Die Europäische Union stellt im Pro-
gramm „Life“ Fördermittel bereit für 
die Entwicklung von Pilotprojekten, 
bei denen eine erprobte Technik 
oder Methode, die Umwelt- oder 
Klimavorteile bietet, angewendet 
wird, sowie für Informations- und 
Kommunikationskampagnen zu 
Umwelt- und Klimaproblemen. Das 
Programm dient der Umsetzung, 
Aktualisierung und Weiterentwick-
lung der Umwelt- und Klimapolitik 
der Europäischen Union.

„Kreatives Europa“
Das Programm „Kreatives Euro-
pa“ soll zur Erhaltung, Entwicklung 
und Förderung der kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt Europas beitra-
gen sowie die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Kultur- und Kre-
ativbranche stärken. Kommunen, 
Vereine und Verbände, die Koope-
rationsprojekte im Zusammenhang 

mit den Themen „länderübergrei-
fende Mobilität“, „Publikumsent-
wicklung“ und „Kapazitätenaufbau“ 
oder Filmfestivals planen, können 
hier Gelder beantragen.

„Gesundheitsprogramm“
Das Gesundheitsprogramm will 
einen Beitrag zur Schaffung inno-
vativer, effizienter und nachhalti-
ger Gesundheitssysteme leisten, 
den Bürgerinnen und Bürgern den 
Zugang zu besserer Gesundheits-
versorgung erleichtern sowie sie 
vor schwerwiegenden grenzüber-
greifenden Gesundheitsgefahren 
schützen. Gefördert werden Maß-
nahmen zur Ermittlung, Verbreitung 
und Förderung bewährter Verfah-
ren zur Gesundheitsförderung und 
Krankheitsprävention, aber auch 
die Entwicklung von Instrumenten 
und Mechanismen auf EU-Ebene 
als Beitrag zur Schaffung innovati-
ver, effizienter und nachhaltiger Ge-
sundheitssysteme sowie Projekte, 
die zur Verbesserung des Zugangs 
zu medizinischem Fachwissen bei-
tragen.

„Justiz“
Mit dem Programm „Justiz“ möch-
te die Europäische Union die Wei-
terentwicklung eines europäischen 
Rechtsraums voranbringen, insbe-
sondere durch die Unterstützung 
der justiziellen Zusammenarbeit in 
Zivil- und Strafsachen. Förderfä-
hige Maßnahmen im kommunalen 
Bereich sind unter anderem die 
Durchführung analytischer Tätigkei-
ten, Schulungsaktivitäten und Per-
sonalaustausch für Angehörige der 
Rechtsberufe und der Rechtspflege 
sowie die Vernetzung auf europäi-
scher Ebene.

„Rechte, Gleichstellung 
und Unionsbürgerschaft“
Das Programm „Rechte, Gleichstel-
lung und Unionsbürgerschaft“ trägt 
zur Gleichstellung und zur Umset-
zung und Einhaltung der Menschen-
rechte in Europa bei. Die Förderung 
der Nichtdiskriminierung, die Be-
kämpfung von Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit, Homophobie und 
anderer Formen von Intoleranz, die 
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Vorbeugung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Kinder, Jugendliche 
und Frauen oder andere gefährde-
te Gruppen sowie die Stärkung der 
Wahrnehmung der Unionsbürger-
rechte stehen im Mittelpunkt. Ge-
fördert werden unter anderem die 
Durchführung analytischer Tätigkei-
ten, Schulungsaktivitäten, Informati-
onskampagnen und die Vernetzung 
von Facheinrichtungen sowie öffent-
lichen und privaten Institutionen auf 
europäischer Ebene.

„Horizont 2020“
Das Rahmenprogramm für Inno-
vation und Forschung zielt darauf 
ab, EU-weit eine wissen- und inno-
vationsgestützte Gesellschaft und 
eine wettbewerbsfähige Wirtschaft 
aufzubauen sowie gleichzeitig zu 
einer nachhaltigen Entwicklung bei-

zutragen. Die Europäische Union 
unterstützt hier unter anderem die 
Entwicklung, Erprobung und An-
wendung innovativer Konzepte in 
den Bereichen Gesundheit, Ener-
gie, Transport, Sicherheit, Ressour-
ceneffizienz und Informations- und 
Kommunikationstechnologie, aber 
auch Vernetzungsvorhaben sowie 
die Durchführung von Konferenzen 
und Studien.

Ergänzend zu der Broschüre in-
formiert die Hessische Landes-
regierung auf der Internetseite  
www.staatskanzlei.hessen.de/eu- 
foerderprogramme ausführlich über 
die einzelnen Programme und die 
jeweiligen Beratungsstellen, die 
Hilfestellung bei der Antragstellung 
bieten können. 

Darüber hinaus steht den hessi-
schen Bürgerinnen und Bürgern das 
EU-Beratungszentrum der Hessi-
schen Landesregierung bei allen 
Fragen rund um das Thema „EU-
Förderung“ als zentraler Ansprech-
partner zur Verfügung. 
Das EU-Beratungszentrum plant 
derzeit zusammen mit dem Hessi-
schen Städtetag eine Informations-
veranstaltung zu den EU-Förderpro-
grammen „Europa für Bürgerinnen 
und Bürger“ und „Life“ im Raum 
Wiesbaden. Die Veranstaltung rich-
tet sich an Multiplikatoren, Mitarbei-
ter/innen von Kommunen, Vertreter/
innen von Vereinen und anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen sowie interessierte Bürgerinnen 
und Bürger. Weitere Informationen 
zu der Veranstaltung werden in Kür-
ze veröffentlicht.

(Ba) Mit dem Inkrafttreten des Zwei-
ten Dienstrechtsmodernisierungs-
gesetzes am 1. März 2014 wurde die 
Dienstrechtsreform im Wesentlichen 
abgeschlossen. Das Hessische Be-
amtengesetz, das Hessische Besol-
dungsgesetz und das Hessische Be-
amtenversorgungsgesetz wurden 
grundlegend neu gefasst. In diesem 
Zuge entstand in verschiedenen 
Rechtsgebieten die Notwendig-
keit von Folgeänderungen: Das am  
29. Dezember 2015 in Kraft getre-
tene Dienstrechtsänderungsgesetz 
sieht redaktionelle Anpassungen 
und materielle Änderungen diverser 
Gesetze vor. 

Ein wesentlicher Teil des Dienst-
rechtsänderungsgesetzes betrifft 
Änderungen im Hessischen Besol-
dungs- und Versorgungsüberlei-
tungsgesetz. Das Überleitungssys-
tem, mit dessen Hilfe im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des neuen Hessi-
schen Besoldungsgesetzes im Jahr 
2014 Beamtinnen und Beamte in 
ein an den beruflichen Erfahrungen 
ausgerichtetes Besoldungssystem 

Dienstrechtsänderungsgesetz in Kraft getreten
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übergeleitet wurden, wurde an eini-
gen Stellen modifiziert. 

Auch das Hessische Reisekosten-
gesetz (Anpassung an die aktuel-
le steuerrechtliche Gesetzeslage), 
das Hessische Sonderzahlungs-
gesetz (Streichung von Über-
gangsvorschriften), das Hessische 
Beamtengesetz (Möglichkeit der 
Erfüllungsübernahme des Schmer-
zensgeldanspruchs durch den 
Dienstherrn) und das Hessische Be-
soldungsgesetz (Anpassungen an 

die neuere Rechtsprechung, insbe-
sondere Neufassung der Regelun-
gen des Familienzuschlags) haben 
Änderungen erfahren. 

Auf Wunsch der kommunalen Spit-
zenverbände wurde das Eingangs-
amt für Ärztinnen und Ärzte, Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte von A 13 
auf A 14 angehoben, u.a. auch um 
die Attraktivität der medizinischen 
Dienste zu steigern.
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Hessisches Informations- und Kompetenzzentrum 
gegen Extremismus: HKE

(Oe) 2013 wurde das Hessische In-
formations- und Kompetenzzen-
trum gegen Extremismus (HKE, 
www.hessen-gegen-extremismus.
de) eingerichtet, das durch das In-
nenministerium verantwortet wird. 
Es arbeitet mit einem phänomen- 
sowie ressort- und organisations-
übergreifenden Ansatz, der es dem 
HKE ermöglicht, Handlungsbedar-
fe zu identifizieren und zielgenaue 
Konzepte der Extremismuspräven-
tion und -intervention zu entwickeln.

Die Arbeit des HKE wird über eine 
Lenkungsgruppe gesteuert, in der 
die relevanten Ressorts, Sicher-
heitsbehörden und auch die kom-
munalen Spitzenverbände vertreten 
sind. Hauptaufgabe des HKE ist die 
zentrale Bündelung und Koordina-
tion aller Maßnahmen der Präven-
tion und Intervention gegen verfas-
sungsfeindliche Bestrebungen.

In den Städten waren es ab 2011 
vor allem die kostenlosen „Lies!“- 
Koranverteilaktionen, die in den 
Fußgängerzonen Aufmerksamkeit 
erregten: Der öffentliche Raum als 
Ort der Rekrutierung und Radika-
lisierung religiös wenig gefestigter 
Muslime und Nicht-Muslime, der 
flankiert wird von salafistischer Pro-
paganda in den sozialen Netzwer-
ken.
Das HKE wurde mit dem Aufbau 
eines „Präventionsnetzwerks ge-
gen Salafismus“ beauftragt. In Ab-
stimmung mit Sicherheitsbehörden, 
Religionsgemeinschaften, Universi-
täten, zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren und tangierten Ressorts wurde 
ein Konzept entwickelt. Im Mittel-
punkt des Präventionsnetzwerkes 
stehen die „Zentrale Beratungs-
stelle Hessen – Religiöse Tole-
ranz statt Extremismus“ sowie ein 
„Fachbeirat“.

Zu den Kernaufgaben der Bera-
tungsstelle, die an den Träger Vio-
lence Prevention Network (VPN) 

angebunden wurde, gehören Maß-
nahmen der Prävention, Interven-
tion und Ausstiegsbegleitung im 
Einzelfall. Im Fachbeirat, der das 
Präventionsnetzwerk begleitet und 
unterstützt, arbeiten insgesamt 29 
staatliche und nichtstaatliche Insti-
tutionen und Organisationen.

Im Jahr 2015 startete das Landes-
programm „Hessen – aktiv für 
Demokratie und gegen Extremis-
mus“ und ist 2016 mit 3,8 Mio. Euro 
ausgestattet. Ziel: Verstärkt Präven-
tionsmaßnahmen in allen Phäno-
menbereichen, um junge Menschen 
nicht in den Extremismus abdriften 
zu lassen. Im Falle einer Radikali-
sierung soll frühzeitig interveniert 
und auch das jeweilige persönliche 
Umfeld beim Umgang mit schwieri-
gen Situationen unterstützt werden. 
Primär sollen bereits bewährte Maß-
nahmen zur Prävention und Inter-
vention verstetigt und ggf. zusätzlich 
neue Programme und Projekte ge-
fördert werden. So wird die Arbeit 
des „Demokratiezentrum Hessen“ 
(Sitz: Philipps-Universität Marburg) 
unterstützt, das Beratungen insbe-
sondere im Kontext von Rechtsex-
tremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit bietet. Mit 
seinem „beratungsNetzwerk hes-
sen – Gemeinsam für Demokratie 
und gegen Rechtsextremismus“ 
(www.beratungsnetzwerk-hessen.
de oder kontakt@beratungsnetz-
werk-hessen.de) unterstützt es u.a. 
Schulen, Eltern, Vereine bei Vor-
kommnissen mit rechtsextremen, 

antisemitischen, rassistischen oder 
antidemokratischen Hintergrund.
Seit 2014 werden auch hessische 
Kommunen im Kontext der Neu-
aufnahme von Flüchtlingen und 
zum Umgang mit rechtsextremen 
Vorfällen beraten. Dem beratungs-
Netzwerk hessen gehören derzeit  
31 staatliche und freie Träger aus 
Hessen an.

Darüber hinaus wird das Programm 
„Rote Linie – Hilfen zum Ausstieg 
vor dem Einstieg“ finanziell unter-
stützt, das zu verhindern versucht, 
dass Jugendliche mit zunächst dif-
fuser rechter Orientierung die „rote 
Linie“ zum organisierten Rechtsex-
tremismus überschreiten. Geför-
dert wird auch die Beratungsstelle  
„response“ der Bildungsstätte 
Anne Frank, die Beratungen für Be-
troffene bzw. Opfer von rechtsext-
remer, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt anbietet. 

Außerdem bietet das Landesamt für 
Verfassungsschutz zu Salafismus 
oder Rechtsextremismus Redebei-
träge bei Podiumsdiskussionen, 
Beratungsleistungen in konkreten 
Fällen oder Infomaterial an, aktuell 
z.B. eine Broschüre zu Kennzeichen, 
Symbolen, Parolen oder Codes von 
Rechtsextremisten (www.lfv.hes-
sen.de oder praevention@lfv.hes-
sen.de). 
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(Ri) Seit dem 1.1.2016 gilt das neue 
Kommunalabgabengesetz (KAG). 
Dieses erlaubt erstmals die Erhe-
bung eines Tourismusbeitrages 
durch die einzelnen Hessischen 
Kommunen. Hessen hat damit 
als letztes Flächenbundesland 
die rechtlichen Vorrausetzungen 
geschaffen, damit auch für Kom-
munen, welche nicht als Kurort, 
Erholungsort oder Heilbrunnen an-
erkannt sind, eine Abgabe von Tou-
risten zu erheben. Die Kommune 
kann sich aber auch dafür entschei-
den, nur das Anerkennungsverfah-
ren zu durchlaufen und staatliche 
Anerkennung als Werbungsmittel 
einsetzen. 

Mit dem Tourismusbeitrag soll er-
reicht werden, dass die touristische 
Infrastruktur von den Nutznießern 

Neue Wege der Finanzierung im Tourismusbereich eröffnet

mitfinanziert wird. Auch sollen Pfle-
ge und Ausbau für Kommunen mit 
angespannter Haushaltssituation 
möglich bleiben. Im Rahmen einer 
Rechtsverordnung durch das Land 
werden aktuell die Voraussetzungen 
für eine Anerkennung als Tourismus-
ort ausgearbeitet. Der Hessische 

Städtetag beteiligt sich an dieser 
Arbeitsgruppe. Das für die Ausge-
staltung der Rechtsverordnung zu-
ständige Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Energie und Landesent-
wicklung plant, sich grundsätzlich 
an den Richtlinien der Anerkennung 
von Kurorten, Erholungsorten und 
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Der Dom zu Limburg – zweifellos ein touristischer Anziehungspunkt
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Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Bremshilfe für Raser kann fallen
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Digitalisierung des Asylverfahrens in Hessen

(Sl) Das Land Hessen prüft zurzeit, 
inwiefern das Asylverfahren in Hes-
sen weiter digitalisiert werden muss 
bzw., ob und an welchen Stellen die 
Einführung einer hessischen Daten-
drehscheibe für den Bereich Flücht-
linge/Asylverfahren sinnvoll ist. Das 
Verfahren wird unter dem Projekt-
namen DIGIT-AH (Digitalisierung 
Asylverfahren Hessen) geführt und 
ist ein Gemeinschaftsprojekt des 
Hessischen Ministeriums des Innern 
und für Sport sowie des Regierungs-
präsidiums Gießen. 

DIGIT-AH befindet sich derzeit in der 
ersten Phase des Anforderungsma-
nagements. Ziel ist zunächst fest-
zustellen, wie sich die Prozesse vor 
Ort in den am Asylverfahren betei-
ligten Behörden gestalten und wel-
che Datenströme vorhanden sind. 
Dazu finden derzeit Workshops in 
den unterschiedlichsten Bereichen 
(Ausländerbehörden, Meldewesen, 
Gesundheitswesen, Sozialämter, 
Jugendämter) statt, um die kommu-

nalen Abläufe in den Fachämtern, die 
in das Asylverfahren involviert sind, 
zu ermitteln wie auch die Prozesse 
in den beteiligten Landesbehörden, 
wie z.B. der Hessischen Erstaufnah-
meeinrichtung zu untersuchen. 
Konkret wird in einem ersten Schritt 
der Ist-Datenstrom analysiert, um 
dann in einem zweiten Schritt zu 
schauen, an welcher Stelle Verbes-
serungen in den Abläufen und dem 

medienbruchfreien Datentransfern 
zwischen den beteiligten Behörden 
notwendig und möglich sind.

Die Ergebnisse der Workshops wer-
den anschließend im Fachbeirat, 
in welchem auch die kommunalen 
Spitzenverbände vertreten sind, be-
sprochen und unter Einbindung des 
Datenschutzes abschließend beur-
teilt. 
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Heilbrunnen in Hessen zu orientie-
ren. Die beiden Regelungen sollen in 
einer Verordnung zusammengefasst 
werden.

Voraussetzung für die Anerkennung 
als Tourismusort nach dem KAG ist, 
dass eine Kommune über natürliche 
Bedingungen oder touristische Ein-
richtungen verfügt, aus denen sich 
ein gewisses Tourismusaufkommen 
ergibt. Die natürlichen Bedingungen 
oder touristischen Einrichtungen 
lassen sich noch weiter in natürliche 
Voraussetzungen wie eine land-
schaftlich reizvolle Lage oder Infra-
struktur wie bedeutende kulturelle 
Einrichtungen sowie Angebote für 
die Naherholung differenzieren. Eine 
eindeutige Präzisierung im Hinblick 
auf diese Kriterien wird sich aber 
erst im Rahmen der Einzelanträge 
ergeben. Eine wichtige Frage ist 
aktuell noch in der Diskussion, wie 
hoch das Gästeaufkommen in einer 
Kommune sein muss. Der Hessi-
sche Städtetag verfolgt dabei das 
Ziel keinen zu hohen Wert festzu-
schreiben. Zwar darf der Titel nicht 

inflationär verwendet werden, aber 
der Kreis der Tourismusorte darf 
nicht auf die derzeitigen Top-Stand-
orte beschränkt sein. Auch Regio-
nen, in denen der Tourismus erst an 
Bedeutung gewinnt, müssen aner-
kannt werden können, wenn sie die 
übrigen Voraussetzungen erfüllen.
Bei dem Tourismusbeitrag handelt 
es sich um eine kommunale Abga-
be, sodass eine Kommune eine ei-
gene Satzung verabschieden muss, 
um einen Tourismusbeitrag erheben 
zu können. Bei der Bemessung der 
Höhe des Tourismusbeitrages kön-
nen nach dem Wortlaut des KAG die 
Kosten für die „Schaffung, Erwei-
terung, Unterhaltung und Vermark-
tung der zu Kur-, Erholungs- und 
sonstigen Fremdenverkehrszwe-
cken bereitgestellten Einrichtun-
gen und für die zu diesen Zwecken 
durchgeführten Veranstaltungen“ 
einbezogen werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass diese Einrichtungen 
oder Veranstaltungen benannt wer-
den, die entstehenden Aufwendun-
gen und der Anteil der touristischen 
Nutzung an der Gesamtnutzung 

bekannt ist. Bei der Beitragserhe-
bung besteht die Möglichkeit, ent-
weder pro Übernachtung oder pro 
Einrichtung und Veranstaltung einen 
Beitrag zu erheben. Dies ist wichtig, 
da Infrastruktur für Tagestouristen 
bei einer Erhebung des Beitrags pro 
Übernachtung nicht angemessen 
erfasst würde.

Weiterhin sollte die jeweilige Kom-
mune für ihre eigene rechtliche 
Absicherung bei Antragstellung 
die relevanten Einrichtungen oder 
Veranstaltungen in den Antrag auf 
Anerkennung als Tourismusort mit 
einfließen lassen. 

Bei der Verteilung der Einnahmen 
bietet es sich an, den örtlichen Tou-
rismussektor miteinzubeziehen. 
Dies kann etwa in Form eines Beirats, 
einer Anhörung oder eines Fach-
gesprächs erfolgen. Damit kann si-
chergestellt werden, dass auch die 
örtliche Tourismuswirtschaft die 
Einführung des Tourismusbeitrages 
wohlwollend begleitet.

(Sl) Nach § 32 des Hessischen Fried-
hofs- und Bestattungsgesetzes tritt 
das Gesetz Ende 2020 außer Kraft. 
Da es nach der letzten Novellierung 
2013 in einzelnen Bereichen des 
Gesetzes zu Umsetzungsproble-
men gekommen ist, hat das Hes-
sische Ministerium des Innern und 
für Sport (HMdIS) die Evaluierung 
des FBG aus Gründen der Rechts- 
sicherheit vorgezogen. 

Die Geschäftsstelle des Hessischen 
Städtetages hat eine Umfrage bei 
den Mitgliedstädten durchgeführt 
und den Änderungsbedarf zusam-
mengetragen. Auf Grundlage dieser 
Rückmeldungen hat sich der Aus-
schuss für Umwelt, Landwirtschaft 
und Forsten des Hessischen Städ-

Evaluierung des Hessischen 
Friedhofs- und Bestattungsgesetzes

tetages in seiner letzten Sitzung zu 
den einzelnen Punkten positioniert. 
Der Hessische Städtetag hat auf 
dieser Basis im Rahmen der Evalua-
tion Stellung genommen. 

Bereits im November 2013 hatte sich 
der Ausschuss für Wirtschaft, Ver-
kehr und Energie des Hessischen 
Städtetages gegen die geänderte 

Rechtsauffassung des HMdIS zur 
Auslegung des § 13 Abs. 3 FBG in 
den Fällen, in denen Angehörige 
sich weigern, die entsprechenden 
Sorgemaßnahmen zu veranlassen, 
ausgesprochen. Die Landesregie-
rung wurde zudem aufgefordert, in  
§ 13 Abs. 3 FBG aufzunehmen, dass 
die Leiterin oder der Leiter der Ein-
richtung, in welcher die verstorbene 
Person im Zeitpunkt ihres Todes 
gelebt hat, verpflichtet sein soll, die 
Sorgemaßnahmen und die Leichen-
schau nach Maßgabe des Gesetzes 
(§ 13 Abs. 3 FBG) auch dann zu ver-
anlassen, wenn Angehörige zwar 
aufgefunden werden, sich diese 
aber weigern, die entsprechenden 
Maßnahmen in die Wege zu leiten.
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Raus aus der Nische, rein in die Vernetzung.
Fair-Trade-Städte aus Hessen treffen sich in Darmstadt

(Ri) Es war schon fast ein „histori-
sches“ Treffen in Darmstadt, welches 
am 21.3.2016 im Magistratssaal der 
Stadt Darmstadt stattgefunden hat. 
Das erste Mal in Hessen wurde ein so 
groß angelegtes Vernetzungstreffen 
für Fair-Trade-Städte bzw. Städte die 
auf dem Weg dorthin sind angebo-
ten. Dieses Vernetzungstreffen fand 
unter der Schirmherrschaft des EPN 
Deutschland und der Stadt Darm-
stadt statt. Als weiterer Kooperati-
onspartner war u.A. der Hessische 
Städtetag an der Veranstaltung be-
teiligt.
Die Veranstaltung war mit verschie-
densten Vertretern aus 26 Kommu-
nen und insgesamt mit 60 Personen 
äußert rege besucht. Die Veranstal-
tung wurde durch den Oberbürger-
meister der Stadt Darmstadt Jochen 
Partsch eröffnet. In seiner Rede be-
tonte Partsch: „Das Themenfeld fai-
rer Handel hat mittlerweile die Mitte 
der Gesellschaft erreicht, ist aner-
kannt und leistet wichtige Beiträge 
zu mehr sozialer, Bildungs- und Nah-
rungsmittelgerechtigkeit weltweit“. 
Weiterhin beschrieb Partsch in wel-
chen Bereichen von Fair-Trade die 
Stadt Darmstadt aktiv ist und welche 
Erfolge dort erzielt werden konnten. 
Abschließend betonte Partsch: „Das 
Vernetzungstreffen setzt nun einen 
weiteren wichtigen Meilenstein und 
ist ein guter Impuls zur interkommu-
nalen Zusammenarbeit im wichtigen 
Themenfeld fairer Handel und faire 
Beschaffung.“
Der erste inhaltliche Beitrag wurde 
von Stefan Ebert vom Hessischen Fi-
nanzministerium bestritten. In seiner 
Präsentation über die Nachhaltige 
Beschaffung verdeutlichte er, dass 
durch die neuen Regeln des Verga-
berechts, welche ab dem 18.4.2016 
gelten, bessere Möglichkeiten für 
Nachhaltige Beschaffung bei öffent-
lichen Auftraggebern bestehen. Wei-
terhin wurden weitere Projekte und 
Leitfäden des Landes Hessen vorge-
stellt, welche auch von den Kommu-
nen verwendet werden können. 

Danach hatten alle beteiligten Kom-
munen die Gelegenheit, ihre Projekte 
und Ideen in den eigenen Fair-Trade-
Städten vorzustellen und über Erfol-
ge und Probleme bei der Umsetzung 
zu berichten. Es wurde deutlich, dass 
eine große Vielfalt bei den Aktivitäten 
in den Themengebieten, Veranstal-
tungen, Bildungsarbeit und Öffent-
lichkeitsarbeit bestehen. Gerade 
durch jetzt stattfindende Vernetzung 
besteht eine bessere Möglichkeit 
durch gute Projekte aus der Nische 
herauszukommen und das Thema in 
der breiten Öffentlichkeit noch inten-
siver bekanntzumachen.

Nach der Pause wurde in zwei grö-
ßeren Gruppen an einer besseren 
Vernetzung gearbeitet. In der Grup-
pe Vernetzung Rhein-Main-Gebiet 
wurde über Ideen und Ansätze ge-
sprochen, wie die verschiedenen 

Fair-Trade-Städte besser miteinan-
der vernetzt werden können. In der 
zweiten Gruppe wurde zuerst die Ar-
beit in der Fair-Trade-Stadt Marburg 
vorgestellt sowie ein konkreter Akti-
onstag der Stadt, welcher sich auch 
in anderen Städten umsetzen lässt. In 
der zweiten Phase der Gruppenarbeit 
wurde intensiv in Kleingruppen über 
den Ansatz Bio-Regio-Fair diskutiert 
sowie erste Ideen entwickelt, wie ein 
solcher Aktionstag aussehen könnte. 
Abschließend wurden die Ergebnis-
se in den beiden Gruppen im großen 
Plenum präsentiert und diskutiert.

Das erste Vernetzungstreffen der 
Fair-Trade-Städte in Hessen wurde 
von allen Beteiligten als ein großer Er-
folg angesehen. An einer Fortsetzung 
wird auch der Hessische Städtetag 
als Kooperationspartner der ersten 
Vernetzung wieder mitarbeiten.

Einige der Mitglieder des Hessischen Städtetages engagieren sich be-
reits seit Jahren im Fair-Trade. Beispielsweise ist die Stadt Hofheim am 
Taunus seit mehr als vier Jahren eine der weltweit mehr als 1000 Fair-
Trade-Städte. Dieser Titel wird nur an Städte verliehen, die 
1.	 Selbst zumindest teilweise Produkte aus fairem Handel verwenden, 
2.	 eine Steuerungsgruppe zur Koordination der lokalen Initiativen er- 
	 reichten, 
3.	 bei denen im lokalen Handel fair gehandelte Produkte angeboten  
	 werden, 
4.	 in denen öffentliche Bildungseinrichtungen auf das Thema eingehen  
	 und 
5.	 die über ihre Aktivitäten berichten. 
Angesichts der höchst unterschiedlichen Aktivitäten ist es zukünftig 
wichtig, einerseits die Kommunen die sich auf den Weg zur Fair-Trade-
Stadt machen, umfassend zu informieren, aber auch den schon weiter 
fortgeschrittenen den Erfahrungsaustausch zu ermöglichen.

Fair-Trade-Städte – wie geht es weiter? 
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Städtetag fordert finanzielle Unterstützung des Landes für ÖPNV

(Sw) Der Präsident des Hessischen 
Städtetages, Kassels Oberbür-
germeister Bertram Hilgen, hat 
den Hessischen Verkehrsminister  
Tarek-Al-Wazir aufgefordert, origi-
näre Landesmittel zur Finanzierung 
des Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) bereit zu stellen. 

Die Finanzierung des ÖPNV erfolgt 
in Hessen überwiegend mit Regio-
nalisierungs- und Entflechtungs-
mitteln des Bundes sowie Finanz-
ausgleichsmitteln. Letztere belaufen 

sich auf rund 121 Millionen Euro 
jährlich.

Trotz der im letzten Jahr beschlos-
senen Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel sind diese bei Weitem 
nicht auskömmlich. Dies bestäti-
gen sowohl der Rhein-Main-Ver-
kehrsverbund als auch der Nord-
hessische Verkehrsverbund. Nach 
Berechnungen der Fachleute sind 
zusätzlich rund 500 Millionen Euro 
für den Finanzierungszeitraum 2017 
bis 2021 notwendig, um das beste- hende Angebot zu sichern und drin-

gend erforderliche Mehrverkehre in 
den Ballungsräumen zu finanzieren. 

In einer gemeinsamen Erklärung 
haben sich inzwischen die kommu-
nalen Spitzenverbände und die Lan-
desarbeitsgemeinschaft ÖPNV für 
eine Bereitstellung originärer Lan-
desmittel ausgesprochen. 

Im Koalitionsvertrag haben sich 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN darauf verständigt zu prüfen, 
ob der Unterfinanzierung des ÖPNV 
mit einer Kofinanzierung des Landes 
entgegengewirkt werden kann.

Oberbürgermeister Bertram Hilgen
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Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Fehlbelegungsabgabe wird zum 1. Juli 2016 eingeführt

(Hm) Das Land ist der Forderung 
des Hessischen Städtetages nach-
gekommen und wird die Fehlbele-
gungsabgabe zum 1. Juli 2016 ein-
führen. Die Fehlbelegungsabgabe 
ist eine Abgabe, die ein Mieter einer 
öffentlich geförderten Wohnung 
(Sozialwohnung) an eine Stadt oder 
Gemeinde entrichten muss, wenn 
seine finanziellen Voraussetzungen 
sich soweit verbessert haben, dass 
die Wohnung ihm eigentlich nicht 
mehr zusteht. Dies ist auch recht 
und billig, denn nur derjenige soll in 

den Genuss einer überwiegend von 
der Allgemeinheit finanzierten Woh-
nung kommen, der auch wirklich 
dieser Unterstützung bedarf.

Präsidium und Hauptausschuss des 
Hessischen Städtetages haben sich 
in ihrer Sitzung am 24. März 2016 in 
Rüsselsheim am Main erneut mit der 
Abgabe befasst und bekräftigt, dass 
sie an ihrer Forderung, die Mög-
lichkeit der Erhebung der Fehlbele-
gungsabgabe einzuführen, festhal-
ten. Die Hessische Landesregierung 

wird aber gebeten, Anträgen auf 
Befreiung in der Regel zu entspre-
chen. Sie regen des Weiteren die 
interkommunale Zusammenarbeit 
im Aufgabenfeld der Erhebung der 
Fehlbelegungsabgabe ausdrücklich 
an und sprechen sich im Rahmen 
der ohnehin angedachten Fortent-
wicklung der interkommunalen Lan-
desförderung für eine Möglichkeit 
der Förderung der interkommunalen 
Zusammenarbeit im Aufgabenfeld 
der Erhebung der Fehlbelegungsab-
gabe aus.
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

10.05.2016 AG Rechnungsprüfung 2-tägig (10.-11.5.2016) 10:00

10.05.2016 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Kelsterbach

11.05.2016 Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und Energie 10:00 HdkS, Wiesbaden

12.05.2016 AG Hochbau 10:00 Kassel

12.05.2016 AG Sozialamtsleiter 10:00 Frankfurt

17.05.2016 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Kassel

19.05.2016 AG Vermessung und Liegenschaft 10:00 Frankfurt

01.06.2016 Ausschuss für Soziales und Integration 10:00 Neu-Anspach

02.06.2016 Präsidium 09:00 HdkS, Wiesbaden

08.06.2016 AK Soziale Dienste 10:00 HdkS, Wiesbaden

09.06.2016 AG Frauenbeauftragte 10:00 Kassel

09.06.2016 AG kommunale Wirtschaftsförderung 10:00 Eltville am Rhein

17.06.2016 AG Sport 10:00 Kassel

05.07.2016 AG Mitte 09:30 Dillenburg

07.07.2016 AG Nord 09:30 Melsungen

12.07.2016 AG Süd 09:30 Heusenstamm

Gremientermine
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MAINGAU Energie – 
bei uns ist Energie günstiger!

In Ihrer Region sind wir seit über 100 Jahren als zuverlässiger und sicherer Energieversorger 
verwurzelt. Heute bieten wir bundesweit für Privat- und Geschäftskunden faire und günstige 
Gas- und Strompreise an.

Wir engagieren uns vor Ort und unterstützen sportliche, soziale und kulturelle Initiativen, 
denn unsere Region liegt uns am Herzen – dafür stehen wir. 

www.maingau-energie.de

KOMPETENZ

PARTNER
      DER KOMMUNEN.

Jetzt zu  
Öko-Strom
wechseln!
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Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier finden Sie eine Kurzübersicht 
über unser Seminarangebot für 
Juni bis Anfang November 2016, 
Einzelheiten zu diesen und weiteren 
Seminaren finden Sie im Internet 
unter www.hess-stadtetag.de/ 
Fortbildung.

Professionelle Bewerbergesprä-
che vorbereiten und durchführen
Dipl.-Betriebsw. Stephanie Schüt-
zen, geprüfte Mental-Trainerin
Termin: 20. bis 21. Juni 2016
Ort: Hotel Burg Staufenberg, Stau-
fenberg
Anmeldeschluss: 10. Mai 2016
Tagungsgebühr: € 300,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 221,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 100,- bei täglicher 
Anreise

Komm auf den Punkt!
Sprechen im Beruf – klar, lebendig 
und authentisch!
Bettina Koch, Schauspielerin, Thea-
tertherapeutin und Sprach-Trainerin
Termin: 23. bis 24. Juni 2016
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 10. Mai 2016
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 146,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 72,- bei täglicher 
Anreise

Die Stärken stärken – sich selbst 
und andere motivierend führen
Dipl.-Betriebswirt und Dipl.-Päd. 
Leonhard Schmidt, Wiesbaden
Termin: 29. Juni bis 1. Juli 2016
Ort: Hotel Sonneck, Knüllwald-
Rengshausen
Anmeldeschluss: 20. Mai 2016
Tagungsgebühr: € 390,- für Mitglie-
der / € 490,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 294,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 136,50 bei täglicher 
Anreise

Protokollfragen bei der Vorbe-
reitung und Durchführung von 
Veranstaltungen
Heidemarie Müller, langjährige Pro-
tokollchefin in der saarländischen 

Staatskanzlei 
Termin: 5. bis 6. Juli 2016
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 25. Mai 2016
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 146,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 72,- bei täglicher 
Anreise

Führungsseminar für 
Nachwuchskräfte – Stufe II
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 5. bis 7. September 2016
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 20. Juli 2016
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglie-
der / € 650,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 256,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 108,- bei täglicher 
Anreise

Kommunikation im (Chef-)Sekre-
tariat und in der Sachbearbeitung 
– Stufe II
Dipl.-Päd. Sabine Keller-Kühn, Insti-
tut Dr. Müller
Termin: 20. bis 22. September 2016
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 1. August 2016
Tagungsgebühr: € 470,- für Mitglie-
der / € 590,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 256,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 108,- bei täglicher 
Anreise

Das neue Hessische 
Vergabe- und Tariftreuegesetz
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 28. September 2016, 
10.00 – 17.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt am 
Main
Anmeldeschluss: 20. August 2016

Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglie-
der / € 290,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vor-
abend € 88,- für Übernachtung/
Frühstück im EZ

Stil und Stimme
Heidemarie Müller, langjährige Pro-
tokollchefin in der saarländischen 
Staatskanzlei, und Bettina Koch, 
Schauspielerin, Theatertherapeutin 
und Sprach-Trainerin
Termin: 29. September 2016, 10.00 
– 18.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt am 
Main
Anmeldeschluss: 20. August 2016
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglie-
der / € 290,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vor-
abend € 88,- für Übernachtung/
Frühstück im EZ

Vergaberecht für Praktiker: 
Die neue VOB 2016
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 31. Oktober bis 1. November 
2016
Ort: Hotel Sonneck, Knüllwald-
Rengshausen
Anmeldeschluss: 20. September 
2016
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 170,00 bei Über-
nachtung vor Ort / € 91,00 bei 
täglicher Anreise

Führungskräftezirkel – Erfolg-
reiches Führen und Arbeiten im 
Team – Eigene Führungsthemen 
reflektieren, bearbeiten, lösen
Dipl.-Betriebsw. Stephanie Schüt-
zen, geprüfte Mental-Trainerin
Termin: 2. bis 4. November 2016
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 20. September 
2016
Tagungsgebühr: € 450,- für Mitglie-
der / € 550,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 256,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 108,- bei täglicher 
Anreise
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Flüchtlingsunterbringung und 
Breitbandversorgung in Nordhessen

(JD) Das Thema Flüchtlingsunter-
bringung stand naturgemäß im Mit-
telpunkt der Sitzung der Mitglieder 
der Arbeitsgemeinschaft Nord, die 
im März 2016 in Gudensberg tagte.
Wesentliches Ziel der Bürger-
meister: Planungssicherheit für 
die Zukunft. Dazu könne auch eine 
Residenzpflicht der Flüchtlinge bei-
tragen.
Ausführlich informierte Frau Kathrin 
Laurier, Geschäftsführerin der Breit-
band Nordhessen GmbH, über die 
Zukunft des Breitbandausbaus in 
Nordhessen. Ziel der AG-Mitglieder: 
Zügige Umsetzung der Projekte.
In Gudensberg fiel auch eine Per-
sonalentscheidung. Die Mitglieder 
wählten den gastgebenden Bürger-
meister Frank Börner zum neuen 
Stellvertretenden Vorsitzenden.
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Gruppenbild auf dem Balkon des Gudensberger Rathauses: die Mitglieder der Arbeits-

gemeinschaft Nord. Stellvertretender Vorsitzender und Gastgeber Frank Börner, Dritter 

von links, Vorsitzender Alexander Heppe, Vierter von rechts.

Konstituierende Sitzung des 
Arbeitskreises IT und E-Government 

(Sl) Im Februar tagte im Haus der 
Kommunalen Selbstverwaltung 
erstmals der gemeinsame Arbeits-
kreis IT und E-Government der drei 
kommunalen Spitzenverbände.

Der Hessische Städtetag, der Hes-
sische Landkreistag und der Hes-
sische Städte- und Gemeindebund 
haben letztes Jahr entschieden, auf-
grund der zunehmenden Bedeutung 
der Themen IT und E-Government 
für und in den Kommunen einen ent-
sprechenden Arbeitskreis ins Leben 
zu rufen. 
Der Arbeitskreis ist mit Experten der 
Fachebene besetzt und soll in erster 
Linie den Erfahrungsaustausch der 
Mitglieder untereinander erleichtern 
und fördern. Darüber hinaus dient er 
der fachlichen Vorbereitung von Po-
sitionen und kann Empfehlungen an 
die politischen Gremien in den Ver-
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bänden aussprechen. Der Arbeits-
kreis soll kein Arbeitskreis sein, der 
sich mit technischen Fragestellun-
gen auseinandersetzt, sondern viel-

mehr strategische Empfehlungen 
für die politische Ebene erarbeitet. 
Besondere Bedeutung kommt auch 
dem Austausch mit dem zuständi-
gen Hessischen Ministerium des 
Innern und für Sport zu, welches als 
Gast zu jeder Sitzung des Arbeits-
kreises eingeladen ist. 

Themen der konstituierenden Sit-
zung des Arbeitskreises am 2. Feb-
ruar 2016 waren u.a. das Thema Bür-
ger-/Servicekonto, der Sachstand 
zu Umsetzungen des Hessischen 
E-Government-Gesetzes sowie die 
Vorstellung des „Kommunalen 
Dienstleistungszentrums Cybersi-
cherheit“ durch die ekom21. Zum 
Vorsitzenden des Arbeitskreises 
wurde Herr Joachim Fröhlich, Be-
auftragter für die Datenverarbeitung 
und Leiter der IT-Abteilung in Darm-
stadt gewählt.
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